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Quizfrage:Wie heisst der Lei-
ter des Basler Sportamts?

Falsch, es ist nicht Peter Ho-
wald. Dieser musste, nachdem
er in einem Streitfall Klartext
gesprochen hatte, im Jahr 2018
seinen Sessel kurz vor seiner
Pensionierung räumen.

Nun hat sich vor einigen Tagen
Erziehungs- und Sportdirektor
Mustafa Atici mit seinem ers-
ten grossen Geschäft an die
Öffentlichkeit gewagt. In sei-
ner braunen Ledermappe
brachte er die «strategische
Sportanlagenplanung» zu
einerMedienkonferenz.

Fast genau zwei Jahre ist es
her, seit der Sozialdemokrat
in die Basler Regierung ge-
wähltwurde. Für viele Erzieher
und Pädagoginnen war er
durchaus – man kann dieses
grosseWort verwenden – ein
Hoffnungsträger gewesen.
Sein Vorgänger, der liberale
Conradin Cramer, hatte nicht
seltenMühe gehabt zu verber-
gen, dass sich sein Interesse
an der Schulpolitik in Grenzen
hielt.

Generell war Cramers (Re-
form-)Eifer im schulischen
Bereich überschaubar gewe-
sen, womit er sich – bewusst
oder unbewusst – deutlich von
seinemVorgänger und Par-
teikollegen Christoph Eymann
unterschied. Dass ihn der
Volkswille schliesslich ins Re-
gierungspräsidium trug – und
damit in sein Repräsentations-
wunschdepartement – kam für
ihn persönlich wie für beide
Departemente, fürs alte und
fürs neue, einer kleinen Erlö-
sung gleich.

Mustafa Atici hat sich in seinen
ersten zwei Jahren als oberster
Bildungsverantwortlicher des
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Kantons, nimmtman auch
seine filmischenDarstellungen
auf Social Media zumMass-
stab, vor allem als Schulbesu-
cher in Szene gesetzt. Das Bild,
welches er vermitteln möchte:
Ich bin nahe an der Basis, ich
höre zu, ich bin einer vonEuch.

Seine Rede zum Jubiläum der
Schule für Brückenangebote,
beispielsweise, war in diesem
Sinn schlicht, klar, empathisch.
Die Schülerinnen und Schüler
lauschten gebannt und fühlten
sich offensichtlich verstanden.

Aticis oberste und sehr hehre
Maxime ist dieChancengleich-
heit – aber wie gross sind sein
Einfluss und «Impact» bei den
weiterführenden Schulen und

bei der Universität? Hier sind
viele Stimmen zu hören, die
sich Cramer zurückwünschen,
der bildungs- und gesell-
schaftspolitisch vom anderen
Ende her denkt, also «von
oben».

AberMustafa Atici ist eben
auch basel-städtischer Sport-
minister. Dass er seinen ersten
grossenWurf alsRegierungsrat
in diesem Bereich landen will,
ist angesichts seines oben be-
schriebenen, nicht allzu kom-
plexen bildungspolitischenAn-
satzes nicht wirklich überra-
schend.

Wasman seiner Sportstätten-
strategie nicht absprechen
kann, ist ihre Genauigkeit.Wer

Atici hat viele Pläne – aber keinen Plan

sich dieses überdichte, 15-sei-
tige Dokument zu Gemüte
führt, muss aber zu einem ne-
gativen Schluss kommen. Hier
haben sich viele Beamtenfin-
ger wundschreiben dürfen.
Oder anders gesagt: Diese
Strategie ist eine Kopfgeburt.
Nutzung, Dringlichkeit, Ver-
fügbarkeit, Klimaverträglich-
keit, all dies wurdeminutiös
abgeklärt. In der Summe aber
zeigt sich, dass die Basler Re-
gierung undMustafaAtici viele
Pläne haben, aber nicht wirk-
lich einen Plan.

Ausgehend vomNotstand bei
der Kunsti Margarethen wird
ein Bild von der Sportstadt
entworfen, das weit weg ist
von der Realität. Man kann

an den Reaktionen diverser
Sportvereine auf das Papier
ablesen, wie sich viele Sport-
treibende in der Stadt ver-
nachlässigt und sogar übers
Ohr gehauen fühlen.

Wie heisst es zum Schluss des
Papiers im Beamtenjargon:
«Das Sportamt Basel-Stadt
initiiert aktuell ein Projekt mit
dem Ziel, die Nutzungskapa-
zitäten der Sporthallen zu er-
höhen und den Prozess zur
Vergabe der Sportinfrastruk-
turen zuoptimieren.Zudiesem
Zweck wird u. a. auch die in-
terne Belegungssoftware wei-
terentwickelt.»

Hier zeigt sich die riesige
Schwachstelle im Basler Ver-

waltungsapparat: Man ist, al-
len Filmchen auf Social Media
zumTrotz, sehr weit weg von
der Basis. Auch im so wich-
tigen Sportbereich. Dass man
zum x-tenMal einen Standort
für ein 50-Meter-Schwimm-
becken eruierenmuss, ist ein
Armutszeugnis für diesen
Kanton.

FürMustafa Atici und sein
Erziehungsdepartement gilt:
Nachsitzen, bitte!

Der Leiter des Basler Sport-
amts heisst übrigens Steve
Beutler.

Man ist, allen
Filmchen auf
Social Media
zumTrotz,
sehr weit weg
von der Basis.

Mit 56 Prozent wurden die
Autobahn-Ausbaupläne des
Bundes im November 2024 im
Kanton Basel-Stadt deutlich ab-
gelehnt. Als Hauptgrund für die
Nein-Stimmen gilt der Rhein-
tunnel, der Birsfelden und Ba-
sel-Nord unterirdisch verbin-
den und so die Stadt vom
Durchgangsverkehr entlasten
soll. Die Pläne sorgten in Basel
für massive Proteste. Auch na-
tional blieben die Autobahnplä-
ne chancenlos.

Trotzdem ist der Rheintun-
nel noch nicht begraben. Ein
Gutachten der ETH Zürich hat
dem Projekt, das auf rund 2,4
Milliarden Franken beziffert
wird, eine hohe Priorität attes-
tiert, weil so ein Kapazitätseng-
pass an einer neuralgischen
Stelle behoben werde und den
Fernverkehr vom regionalen
und städtischen Durchgangs-

verkehr trennt. Auf Basis dieses
Gutachtenshat sichderBundes-
rat entschieden, das Projekt
weiterzuverfolgen.

Basler Regierung stellt
Bedingungen
Die Pläne aus Bundesbern sorg-
ten beim VCS beider Basel für
Kopfschütteln. Der Verband
lancierte eine Petition gegen
den «Zombie-Rheintunnel»,
die von 2030 Personen unter-
schrieben der Regierung über-
geben wurde. «Wir fordern Sie
deshalb auf, den Willen der
Stimmbevölkerung zu respek-
tieren sowie sich im Interesse
der Betroffenen und der Um-
welt gegen den Rheintunnel

einzusetzen», so der VCS, der
dabei unter anderem auch von
derSP,denGrünenundderBas-
ta unterstützt wird.

Nun hat die Basler Regie-
rung dem VCS zurückgeschrie-
ben. Zwar werden die Pläne für
den Rheintunnel, der in 20 Jah-
ren gebaut sein soll, wie bereits
beim ersten Anlauf unterstützt,
abernachdemNeinanderUrne
hat sich die Tonalität geändert.

MehrGrün,weniger
Baustellen
Man teile die Einschätzung des
Bundes, aber nur unter einer
Reihe von Bedingungen. Poli-
tisch unterstützt werden könne
eine Neuauflage nur, wenn im
Vergleich zum ersten Projekt
Mehrwerte zugunsten der Be-
völkerung aufgezeigt werden
und weitere Elemente den
Rheintunnel kompatibel mit
den Klima- und Mobilitätszie-
len des Kantonsmachen.

Jonas Hoskyn So soll etwa dieOsttangente zu-
sätzlich entlastet werden, in-
dem etwa der Schwerverkehr
aus dem Hafen direkt in den
Rheintunnel zugeführt wird.
Auch wenn die Basler Regie-
rung beimRheintunnel faktisch
kein Vetorecht hat, listet sie in
ihrem Brief weitere Forderun-
gen auf, so Entsiegelungs- und
Begrünungsmassnahmen und
dass die Beanspruchungsdauer
der Dreirosenanlage reduziert
wird. Bisher ging man davon
aus, dass der Bau des Rheintun-
nels zu einer zehnjährigen Sper-
rung der Grün- und Freizeitflä-
chen führen würde. Diesen
Punkt beurteilt die Regierung
nun als «unbefriedigend ge-
plant». Zuletzt wird die Unter-
stützung für den Rheintunnel
mit dem geplanten Ausbau der
Bahn-Infrastruktur in der Re-
gion,als0demTiefbahnhofund
der Durchmesserlinie, ver-
knüpft.

Milliarden dürfte der
Rheintunnel kosten. Eröffnet
würde er frühestens 2045.
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Der Fall umPolizeigewalt inBa-
sel hat personelle Folgen: Drei
Polizisten sind seit Donnerstag
freigestellt. Gegen sie läuft ein
Strafverfahren wegen Amts-
missbrauchsundfalschenZeug-
nisses. Das Justiz- und Sicher-
heitsdepartement (JSD) teilte
am Donnerstag mit, der Schritt
sei nachAnhörungderBetroffe-
nen erfolgt und gelte für die
Dauer des Verfahrens.

Hintergrund ist ein aufse-
henerregender Gerichtsfall:
Vergangene Woche verurteilte
das Basler Strafgericht einen
Polizisten zu über drei Jahren
Gefängnis. Es sprach ihn der
schweren Körperverletzung,
derGefährdungdesLebensund
des Amtsmissbrauchs schuldig.
Das Urteil ist noch nicht rechts-
kräftig.Der Polizist soll 2023 bei
einer Kontrolle einen gefessel-
ten Algerier im Polizeiauto ge-
schlagen und gewürgt haben.
Das Opfer berichtete zudem
von weiteren Schlägen auf dem

Posten. Ein zweiter Mann schil-
derte ähnlicheÜbergriffe.

Verdacht, dasKorps schütze
sich gegenseitig
Die drei Kollegen des Polizisten
sagten vor Gericht aus, sie hät-
ten kein unverhältnismässiges
Verhalten beobachtet. Das Ge-
richt schenkte diesen Aussagen
jedoch keinen Glauben. Diese
Einschätzung hat nun Konse-
quenzen: Die Staatsanwalt-
schaft eröffnete amMontag ein
Vorverfahren.

Laut JSD hat das Urteil den
Eindruck verstärkt, mögliches
Fehlverhalten könnte innerhalb
des Korps gedeckt werden. Soll-
ten sich die Vorwürfe bestätigen,
wäre das ein schwerer Verstoss
gegenGesetzundPolizeigelübde
schreibt das JSD. Für alle Be-
schuldigten gilt die Unschulds-
vermutung.Dennochseieinwei-
terer Einsatz im Polizeidienst
derzeit nicht zumutbar, hält das
Departement fest. (bz)

Mustafa Atici (links) und Conradin Cramer amWahltag im April 2024. Bild: Kenneth Nars
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Regierung sagt «Ja, aber» zum Rheintunnel
Die Basler Regierung stellt Bedingungen für ihre Unterstützung des Rheintunnels.

Drei Polizisten freigestellt
Zweifelhafte Aussagen vor Gericht führen zu Verfahren.


